
 
 
 
Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 
 
Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, 
Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie in der ab dem 28. Februar 2021 gültigen Fassung 
(„COVID-19-Gesetz“) in Verbindung mit § 118 Abs. 1 S. 2 AktG hat der Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, dass die ordentliche Hauptversammlung 2021 
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle 
Hauptversammlung abgehalten wird und die Aktionäre an der Hauptversammlung 
insbesondere auch im Wege der elektronischen Kommunikation teilnehmen und ihre Stimmen 
abgeben. Die Durchführung der ordentlichen Hauptversammlung 2021 als virtuelle 
Hauptversammlung nach Maßgabe des COVID-19-Gesetzes führt zu Modifikationen in den 
Abläufen der Hauptversammlung sowie bei den Rechten der Aktionäre.  
 
Wir bitten unsere Aktionäre deshalb auch in diesem Jahr um besondere Beachtung der 
nachstehenden Hinweise. 
 
 
 
Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 
anteiligen Betrag von 500.000,00 Euro erreichen (dies entspricht 500.000 Stückaktien), 
können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht 
werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 
beiliegen. Das Verlangen ist an den Vorstand der Beiersdorf Aktiengesellschaft zu richten und 
muss der Gesellschaft gemäß § 122 Abs. 2 AktG unter der nachstehend genannten Adresse 
spätestens bis spätestens zum Ablauf des 1. März 2021 (24.00 Uhr MEZ) zugegangen sein. 
 
Beiersdorf Aktiengesellschaft 
Vorstand  
Unnastraße 48 
20245 Hamburg 
 
Telefax: 040 4909-185000 
E-Mail: Investor.Relations@Beiersdorf.com 
 
Die Antragsteller haben zusätzlich nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem 
Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der erforderlichen Mindestaktienzahl sind und dass 
sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. Für den Nachweis 
reicht eine entsprechende Bestätigung des depotführenden Kreditinstituts aus. 
 
Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes lauten 
(auszugsweise) wie folgt: 
 
 

§ 122 Einberufung auf Verlangen einer Minderheit  

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die 
Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine 



andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. Die 
Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 
Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur 
Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend 
anzuwenden. 
 
(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, dass 
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen 
Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen 
im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten 
Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs 
ist nicht mitzurechnen. 

 
 
Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden, soweit sie nicht bereits mit der 
Einberufung bekanntgemacht wurden, unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 
Bundesanzeiger bekannt gemacht und europaweit verbreitet. Sie werden außerdem auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.Beiersdorf.de/Hauptversammlung zugänglich 
gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 
 
 
 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären  
Gemäß § 1 Abs. 2 S. 3 COVID-19-Gesetz gelten Anträge und/oder Wahlvorschläge von 
Aktionären, die nach § 126 AktG oder § 127 AktG zugänglich zu machen sind, als in der 
Hauptversammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder der den Wahlvorschlag 
unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet 
ist. 
 
Gegenanträge müssen, wenn sie vor der Hauptversammlung von der Gesellschaft zugänglich 
gemacht werden sollen, mit einer Begründung versehen sein und sind an die nachstehend 
genannte Adresse zu richten. Anderweitig adressierte Gegenanträge können nicht 
berücksichtigt werden. 
 
Beiersdorf Aktiengesellschaft 
Investor Relations (Bf. 86) 
Unnastraße 48 
20245 Hamburg 
 
Telefax: 040 4909-185000 
E-Mail: Investor.Relations@Beiersdorf.com 
 
Zugänglich zu machende Gegenanträge werden einschließlich des Namens des Aktionärs und 
zugänglich zu machender Begründungen unverzüglich auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter www.Beiersdorf.de/Hauptversammlung zugänglich gemacht, sofern die Anträge mit 
Begründung bis spätestens zum Ablauf des 17. März 2021 (24.00 Uhr MEZ) bei der 
Gesellschaft eingehen. Auf der genannten Internetseite der Gesellschaft werden auch etwaige 
Stellungnahmen der Verwaltung zugänglich gemacht.  
 
Von einer Zugänglichmachung eines Gegenantrags und seiner Begründung kann die 
Gesellschaft absehen,  
 
1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 

 



2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 
Hauptversammlung führen würde, 
 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende 
Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 
 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 
einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht 
worden ist, 
 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den 
letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft 
nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung 
weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 
 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht 
teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 
 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 
ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 
 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 
5.000 Zeichen beträgt. 
 
Veröffentlichte Gegenanträge werden in der Hauptversammlung als gestellt behandelt, wenn 
der den Gegenantrag übermittelnde Aktionär ordnungsgemäß zur Hauptversammlung 
angemeldet ist. 
 
Die vorstehenden Ausführungen gelten sinngemäß für Vorschläge eines Aktionärs zur Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern entsprechend § 127 AktG sowie für die 
Zugänglichmachung solcher Vorschläge. Wahlvorschläge von Aktionären brauchen jedoch 
nicht begründet zu werden.  
 
Ferner braucht der Vorstand Vorschläge für die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und 
Abschlussprüfern nicht zugänglich zu machen, wenn sie nicht den Namen, ausgeübten Beruf 
und Wohnort der vorgeschlagenen Kandidaten, bei juristischen Personen die Firma und den 
Sitz, enthalten und bei Vorschlägen zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern keine Angaben zu 
deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten gemacht worden sind. 
Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 
 
Stellen mehrere Aktionäre Gegenanträge zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung 
oder machen sie gleiche Wahlvorschläge, so kann der Vorstand die Gegenanträge bzw. 
Wahlvorschläge sowie ihre jeweiligen Begründungen zusammenfassen. 
 
Die den Gegenanträgen und Wahlvorschlägen von Aktionären zugrunde liegenden 
Regelungen lauten (auszugsweise) wie folgt: 

 
§ 1 Abs. 2 S. 3 COVID-19-Gesetz 

Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des 
Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn 
der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär 
ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist.  

 
 



 
Veröffentlichung von Stellungnahmen von Aktionären im Vorfeld der 
Hauptversammlung 
 
Aktionären wird über die Konzeption des COVID-19-Gesetzes hinaus die Möglichkeit eröffnet, 
der Gesellschaft im Vorfeld der Hauptversammlung zu veröffentlichende Stellungnahmen zu 
übermitteln. Entsprechende Stellungnahmen müssen einen Bezug zur Tagesordnung der 
Hauptversammlung aufweisen. Die Stellungnahmen müssen bis spätestens zum Ablauf des 
30. März 2021 (24.00 Uhr MESZ) bei der Gesellschaft unter folgender Adresse eingegangen 
sein. 
 
Beiersdorf Aktiengesellschaft 
Investor Relations (Bf. 86) 
Unnastraße 48 
20245 Hamburg 
Telefax: 040 4909-185000 
E-Mail: Investor.Relations@Beiersdorf.com 
 
Die Gesellschaft wird fristgerecht eingehende Stellungnahmen einschließlich des Namens des 
übermittelnden Aktionärs grundsätzlich auf ihrer Internetseite unter 
www.Beiersdorf.de/Hauptversammlung veröffentlichen, sofern die Stellungnahme in ihrem 
Umfang 10.000 Zeichen nicht überschreitet. Fragen sowie Gegenanträge gemäß § 126 AktG 
und Wahlvorschläge gemäß § 127 AktG in den eingereichten Stellungnahmen werden dabei 
jedoch nicht berücksichtigt; diese sind ausschließlich auf den in den Abschnitten „Fragerecht 
und Nachfragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation“ bzw. „Gegenanträge 
und Wahlvorschläge“ beschriebenen Wegen einzureichen. Ein Rechtsanspruch auf die 
Veröffentlichung der Stellungnahme besteht nicht. Die Gesellschaft behält sich insbesondere 
vor, Stellungnahmen dann nicht zu veröffentlichen, wenn diese keinen Bezug zur 
Tagesordnung der Hauptversammlung haben oder beleidigende oder anderweitig 
strafrechtlich relevante, offensichtlich falsche oder irreführende Inhalte aufweisen. Ebenso 
behält sich die Gesellschaft vor, pro Aktionär nicht mehr als eine Stellungnahme zu 
veröffentlichen. 
 
 
 
Fragerecht und Nachfragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation 
 
Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 COVID-19-Gesetz wird den Aktionären ein Fragerecht im Wege der 
elektronischen Kommunikation eingeräumt. Der Vorstand hat vorgegeben, dass Fragen bis 
spätestens einen Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation 
einzureichen sind. Der Vorstand wird nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen entscheiden, 
wie er Fragen beantwortet. 
 
Zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre können der Gesellschaft ihre Fragen bis 
spätestens zum Ablauf des 30. März 2021 (24.00 Uhr MESZ) über das HV-System unter 
Nutzung des dort enthaltenen (Online-)Formulars übermitteln. 
 
Über die Konzeption des § 1 Abs. 1, Abs. 2 COVID-19-Gesetz hinaus wird den Aktionären 
eine Nachfragemöglichkeit eingeräumt. Um von dieser Nachfragemöglichkeit Gebrauch zu 
machen, können Aktionäre am Tag der Hauptversammlung ihre Nachfragen über das HV-
System unter Nutzung des dort bereitgestellten Eingabefelds voraussichtlich in dem 
Zeitfenster ab der Rede des Vorsitzenden des Vorstands bis zur Beendigung der 
Beantwortung der bis einen Tag vor der Hauptversammlung im Wege elektronischer 
Kommunikation eingereichten Fragen übermitteln. Der Versammlungsleiter ist berechtigt, 
bereits zu Beginn oder während der Hauptversammlung einen angemessenen Zeitraum für 
die einzelnen Nachfragen oder die Nachfragen insgesamt zu bestimmen. Außerhalb dieses 



Zeitraums sind Nachfragen nicht möglich. Die Nachfragen müssen in deutscher Sprache 
übermittelt werden. 
 
Ein Auskunftsrecht im Sinne des § 131 Abs. 1 AktG besteht im Hinblick auf Nachfragen nicht. 
Der Vorstand wird im Rahmen der Hauptversammlung gleichwohl versuchen, sämtliche 
Nachfragen zu beantworten. Der Versammlungsleiter kann insbesondere im Interesse einer 
effizienten Durchführung der Hauptversammlung den Umfang der Beantwortung der 
Nachfragen angemessen beschränken sowie die Anzahl der zu beantwortenden Nachfragen 
begrenzen, Nachfragen und deren Beantwortung zusammenfassen und unter den 
übermittelten Nachfragen im Interesse der anderen Aktionäre für die Beantwortung eine 
geeignete Auswahl treffen.  
 
Der Name des die Frage bzw. die Nachfrage übermittelnden Aktionärs bzw. 
Aktionärsvertreters wird im Rahmen der Beantwortung nur dann nicht genannt, wenn der 
Aktionär oder Aktionärsvertreter im Rahmen der Übermittlung seiner Frage bzw. Nachfrage 
ausdrücklich darum bittet. 
 
Die dem Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation zugrunde liegende Regelung 
lautet (auszugsweise) wie folgt: 

 
§ 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 3, S. 2 COVID-19-Gesetz 

Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, 
sofern […] den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation 
eingeräumt wird […]. Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, 
wie er Fragen beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag 
vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. 

 
 
 
Möglichkeit des Widerspruchs gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 
 
Aktionären, die ihr Stimmrecht im Wege der elektronischen Kommunikation oder über 
Vollmachtserteilung ausgeübt haben, wird die Möglichkeit eingeräumt, Widerspruch gegen 
Beschlüsse der Hauptversammlung zu erklären. Entsprechende Erklärungen können – eine 
Stimmabgabe vorausgesetzt – ab der Eröffnung der Hauptversammlung über das HV-System 
abgegeben werden und sind bis zu der Schließung der Hauptversammlung durch den 
Versammlungsleiter möglich. 


